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Im Kontext von Diskussionen rund um den Wirtschaftsstandort Basel-Stadt (u.a. auch die OECD-Steuerreform) 
wird häufig über die Möglichkeit von Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich der Pharmaindustrie 
gesprochen. Dabei geht allerdings vielfach unter, dass Forschung und Entwicklung meist auf Felder ausgerichtet 
ist, die viel Gewinn und Umsatz versprechen. Gleichzeitig existieren diverse vernachlässigte Forschungsgebiete: 
die Antibiotikaforschung und der Umgang mit Resistenzen, die Forschung zur Bekämpfung und Vorbeugung von 
Demenz und zu seltenen Tropenkrankheiten (NTDs) oder allgemein seltenen Krankheiten. Auch 
Forschungsarbeiten im Bereich der geschlechtsspezifischen Medizin sind erst im Anfangsstadium begriffen. 
Diese Liste ist dabei nicht als abschliessend zu betrachten.  

Auch bei der Produktion in der Pharmaindustrie wird in erster Linie nicht auf gesamtgesellschaftliche Interessen 
geschaut: Die Versorgungssicherheit mit Medikamenten (bspw. Generika) durch die anwesende lokale Industrie 
ist nicht gewährleistet bzw. in der Ablösung begriffen (bspw. Verkauf von Sandoz).  

Im Kontext von möglichen Förderungen von Forschung und Entwicklung ist es wichtig, diese auch am Interesse 
der Allgemeinheit auszurichten. Dabei sollen auch soziale und ökologische Nachhaltigkeitskriterien berücksichtigt 
werden und, wo möglich, auf Tierversuche verzichtet werden. So könnte eine Situation entstehen, die sowohl für 
die Industrie wie auch die Bevölkerung einen zusätzlichen Nutzen bieten kann.  

Die Anzugsstellenden bitten den Regierungsrat darum, zu prüfen und zu berichten, wie 

 die Forschung im Bereich der Antibiotika und Resistenzen sowie von seltenen (Tropen)krankheiten durch 
den Kanton Basel-Stadt gefördert werden kann? 

 wie universitäre Grundlagenforschung in im Anfangsstadium begriffenen Themenbereichen, wie der 
geschlechtsspezifischen Medizin, gefördert werden kann?  

 für die oben genannten Massnahmen zu Forschung und Entwicklung ein geeignetes finanzielles Gefäss 
eingerichtet werden kann? 

 wie die Verteilung möglicher Mittel an Kriterien der Nachhaltigkeit und des öffentlichen Interesses geknüpft 
werden kann? 

 eine Beteiligung der öffentlichen Hand an möglichen Gewinnen, welche durch erfolgreiche 
Forschungsprojekte erwirtschaftet wurden, sichergestellt werden kann? 
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